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Karlsruhe prüft Wahlrechtsreform: Was
für die Parteien auf dem Spiel steht

Karlsruhe entscheidet über die Verfassungskonformität der
Wahlrechtsreform der Ampel-Koalition – was bedeutet das

für die Parteien?

Die Reform des Bundestagswahlrechts, die seit etwa einem Jahr
in Kraft ist und bei der Bundestagswahl im kommenden Jahr
erstmals zur Anwendung kommen soll, steht auf der juristischen
Kippe. Am Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe wurde die
neue Regelung kürzlich auf den Prüfstand gestellt. Die Klage
stammt von verschiedenen politischen Parteien und
Privatpersonen, die Bedenken hinsichtlich der
Verfassungsmäßigkeit äußern.

Der Hintergrund der Wahlrechtsreform

Die Reform des Wahlrechts zielt darauf ab, die Anzahl der
Abgeordneten im Bundestag zu reduzieren, um die politische
Landschaft effektiver zu gestalten. Der Bundestag hatte bei der
Wahl 2021 mit 736 Mitgliedern bereits eine Rekordgröße
erreicht und ist damit das größte frei gewählte Parlament der
Welt. Eine vorherige Reform von 2020, die eine ähnliche
Intention verfolgte, erwies sich als ineffektiv. Statt einer
tatsächlichen Reduzierung führte sie lediglich dazu, dass das
Wachstum der Anzahl der Abgeordneten etwas gedämpft wurde.

Die neuen Regelungen im Detail

Um die Mitgliederzahl auf maximal 630 zu begrenzen, wurden
mit der aktuellen Reform sowohl die Überhang- als auch die



Ausgleichsmandate abgeschafft. Bei diesen Mandaten handelt
es sich um zusätzliche Sitze, die eine Partei erhalten kann, wenn
sie in bestimmten Wahlkreisen mehr Direktmandate gewinnt, als
ihr auf Basis des Zweitstimmenergebnisses zustehen würden.
Auch die sogenannte Grundmandatsklausel, die es Parteien
erlaubte, auch bei weniger als fünf Prozent der Zweitstimmen in
den Bundestag einzuziehen, fällt weg.

Reaktionen und Widerstand

Die Reform wird von mehreren politischen Akteuren
angefochten, darunter die Unionsfraktion, die Linke sowie die
bayerische Staatsregierung. Insgesamt haben über 4000
Bürgerinnen und Bürger eine Verfassungsbeschwerde
eingereicht, da sie sich in ihren Grundrechten verletzt fühlen.
Besonders wichtig ist dies für Parteien wie die CSU und die
Linke, die durch die neuen Regelungen potenziell stark an Sitzen
im Bundestag verlieren könnten.

Folgen für die CDU und CSU

Die Unionsparteien stehen vor einer veränderten Realität:
Zukünftig ist allein das Zweitstimmenergebnis entscheidend für
die Anzahl der Sitze im Bundestag. Dies könnte dazu führen,
dass erfolgreiche Direktkandidaten, die wenig Unterstützung
durch die Zweitstimmen erhalten, leer ausgehen. Eine
bedeutende Konsequenz könnte der Verlust zahlreicher Mandate
für die CSU sein, die in der Vergangenheit von
Überhangmandaten profitierte.

Die Auswirkungen auf die Linke

Für die Linke könnte das Entfernen der Grundmandatsklausel
fatale Auswirkungen haben. Diese Regelung hat der Partei in der
Vergangenheit bereits das Überleben im Bundestag gesichert,
auch als sie bei der letzten Wahl an der Fünf-Prozent-Hürde
scheiterte. Derzeit ist die Linke in einer Krise, und das Urteil des



Bundesverfassungsgerichts wird entscheidend sein für die
politische Zukunft der Partei und ihrer Abgeordneten.

Ein rechtlicher Präzedenzfall

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts wird nicht nur über
die Zukunft der Parteien im Bundestag entscheiden, sondern
könnte auch weitreichende Implikationen für zukünftige
Wahlrechtsreformen haben. Bei einer früheren Entscheidung
zum Wahlrecht wurden die komplizierten Regeln kritisiert, die
den Wählerinnen und Wählern oft unklar bleiben. Es bleibt also
abzuwarten, ob das Gericht im Zuge dieser neuen Klage eine
grundlegende Neuüberprüfung des Wahlrechts anstoßen wird.

Die bevorstehende Entscheidung wird nicht nur die politischen
Landschaft, sondern auch das Vertrauen der Bürger in die
Wahlgerechtigkeit beeinflussen. Die öffentliche Debatte darüber
zeigt, wie wichtig ein transparentes und gerechtes Wahlrecht für
die Demokratie ist.
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